Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1279 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Januar 1967 

II/3 — 80400 — 6164/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Siebentes Änderungsgesetz zum AVAVG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 303. Sitzung vom 22. Dezember 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude; Bonner Universitats-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
(Siebentes Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 

S. 321), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Geset- 
zes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 10. August 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 482), wird wie folgt geändert: 

1. In § 56 Abs. 2 Nr. 1 wird die Zahl „59" durch die 
Zahl „60" ersetzt. 

2. § 59 wird gestrichen. 

3. In den §§ 61 und 62 werden 

a) die Worte „fand- oder forstwirtschaftliche" 
durch das Wort „landwirtschaftliche", 

b) die Worte „der §§ 59 und 60" durch die Worte 
„des § 60", 

c) die Worte „land- oder forstwirtschaftlicher" 
durch das Wort „landwirtschaftlicher", 

d) die Worte „land- oder forstwirtschaftlichen" 
durch das Wort „landwirtschaftlichen", 

e) die Worte „Land- oder Forstwirtschaft" durch 
das Wort „Landwirtschaft", 

f) die Worte „den §§ 59 und 60" durch die 
Worte „§ 60" und 

g) die Worte „land- und forstwirtschaftlichen" 
durch das Wort „landwirtschaftlichen" 

ersetzt. 

4. § 63 Abs. 4 und 5 werden gestrichen. 

5. § 65 wird gestrichen. 

6. In § 82 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „und die 
nach § 65 versicherungsfreien Beschäftigungen" 
gestrichen. 

7. In § 209 Abs. 1 werden die Worte „§ 59 Abs. 2," 
gestrichen. 


Artikel II 

(1) Die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (Verordnung zu §§ 59 und 66 AVAVG) 
vom 5. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 365), geän- 
dert durch die Verordnung vom 12. Januar 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 4), wird wie folgt geändert: 


1. In der Überschrift werden in der Klammer die 
Worte „§§ 59 und 66" durch die Worte „§ 66" 
ersetzt. 


2. In der Eingangsformel werden die Worte „des 
§ 59 Abs. 2 und" sowie die Worte „im Benehmen 
mit dem Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nach Anhörung des Ver- 
waltungsrates der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung gemäß 
§ 59 Abs. 2" gestrichen. 


3. Die §§ 1 und 2 werden gestrichen. 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Artikel X § 9 
Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 

' und Arbeitslosenversicherung vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018)" 
durch die Worte „§ 209 Abs. 2 AVAVG" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

(2) Die Verordnung zur Änderung der Ersten 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 12. Januar 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 4) wird 
aufgehoben. 

Artikel III 

(1) Zeiten einer versicherungsfreien Beschäfti- 
gung, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aus- 
geübt worden ist und ohne die Vorschriften der 
§§ 59 und 65 Abs. 1 AVAVG versicherungspflichtig 
gewesen wäre, gelten für die Gewährung von Lei- 
stungen als Zeiten einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung. 
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(2) Entscheidungen, die auf § 59 oder § 65 Abs. 1 
AVAVG beruhen und nicht mehr anfechtbar sind, 
bleiben unberührt. Die Vollstreckung aus einer sol- 
chen Entscheidung ist unzulässig. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am 1 1966 in 

Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel I 


1. Artikel I Nr. 2 sieht die Streichung des § 59 
AVAVG und Artikel I Nr. 5 die Streichung des 
§ 65 AVAVG vor. Es handelt sich in beiden Fäl- 
len um Ausnahmevorschriften, die die Versiche- 
rungsfreiheit bestimmter Personenkreise fest- 
legen, die an sich nach § 56 AVAVG versiche- 
rungspflichtig wären. Die übrigen Nummern 
(1, 3, 4, 6 und 7) enthalten nur die durch diese 
Streichungen erforderlichen redaktionellen Än- 
derungen. 

2. Die vorgeschlagenen Streichungen beruhen auf 
verfassungsrechtlichen Überlegungen, die sich 
vor allem auf den Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 16. Februar 1965 — 1 BvL 
20/64 — Bundesgesetzbl. I S. 150 — stützen. 

In der Begründung dieses Beschlusses legt das 
Bundesverfassungsgericht dar, dem vom AVAVG 
aufgestellten Grundsatz, wonach alle kranken- 
versicherungspflichtigen Arbeitnehmer in den | 
Schutz der Arbeitslosenversicherung einbezogen | 
werden, komme entscheidende Bedeutung zu. j 
Einer Durchbrechung dieses Grundsatzes seien i 
enge verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt. Ein I 
Abweichen von der vom Gesetz selbst gewählten | 
Sachgesetzlichkeit könne vor dem Gleichheits- 
grundsatz nur Bestand haben, wenn das Gewicht 
der für diese Abweichung sprechenden Gründe 
der Intensität der getroffenen Ausnahmerege- | 
lung entspreche. 

Unter Zugrundelegung dieser Auffassung erkennt 
das Bundesverfassungsgericht die Gründe für die | 
Versicherungsfreiheit der Beschäftigung von Ab- , 
kömmlingen (§ 65 Abs. 2 AVAVG) und für die : 
sich aus ihr ergebende Ungleichbehandlung ge- | 
genüber anderen Arbeitnehmern nicht als so be- j 
deutsam an, daß sie den völligen Ausschluß vom | 
Schutz der Arbeitslosenversicherung rechtferti- | 
gen könnten. Es erklärt daher den bisherigen § 65 
Abs. 2 AVAVG insoweit als mit Artikel 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes nicht vereinbar und nichtig, 
als er die dort bezeichnete Arbeitnehmergruppe 
(Arbeitnehmer, die bei Eltern, Voreltern, Schwie- 
ger-, Stief- und Pflegeeltern beschäftigt sind) von 
der Teilhabe an der Arbeitslosenversicherung 
schlechthin ausschließt. 

Dem Bundesverfassungsgericht liegen weitere 
Verfassungsbeschwerden vor, mit denen die 
Nichtigkeit von § 65 Abs. 1 AVAVG und § 59 
Abs. 1 Nr. 2 AVAVG geltend gemacht wird, über 
diese Beschwerden ist noch nicht entschieden. 

3. Bei Verwirklichung des in dem Beschluß vom 
16. Februar 1965 aufgestellten Grundsatzes ist 


auch die Versicherungsfreiheit der Beschäftigung 
von Eltern und Voreltern, wie sie sich aus § 65 
Abs. 1 AVAVG ergibt, verfassungsrechtlich nicht 
mehr vertretbar. Die Beschäftigung von Eltern 
bei Abkömmlingen kann insoweit kaum anders 
beurteilt werden als die Beschäftigung von Ab- 
kömmlingen bei den Eltern. Daher muß auch § 65 
Abs. 1 AVAVG aufgehoben werden. 

4. Auch § 59 AVAVG kann auf Grund der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts zu § 65 
Abs. 2 AVAVG nicht länger als verfassungs- 
gerecht angesehen werden. Nach § 59 AVAVG 
tritt Versicherungsfreiheit ein, wenn Personen, 
die fand- oder forstwirtschaftliche Grundstücke, 
die einen gewissen Mindestertrag bringen, be- 
wirtschaften, oder ihre Abkömmlinge als Arbeit- 
nehmer eine land- oder forstwirtschaftliche Be- 
schäftigung ausüben. Für diese Personen gilt da- 
gegen die allgemeine, der Krankenversicherungs- 
pflicht folgende Arbeitslosenversicherungspflicht, 
wenn sie als Arbeitnehmer außerhalb der Land- 
und Forstwirtschaft — z. B. in einer Konserven- 
oder Zuckerfabrik — beschäftigt werden. Da die 
Beschäftigung des genannten Personenkreises so- 
wohl in wie außerhalb der Land- und Forstwirt- 
schaft krankenversicherungspflichtig ist, er- 
scheint es nach den vom Bundesverfassungsge- 
richt in dem Beschluß vom 16. Februar 1965 
entwickelten Grundgedanken mit dem Gleich- 
heitssatz nicht vereinbar, daß die Beschäftigung 
in der Land- und Forstwirtschaft in bezug auf den 
Schutz der Arbeitslosenversicherung unter ein 
Ausnahmerecht — Versicherungsfreiheit — ge- 
stellt wird. 

Die Streichung des § 59 AVAVG entspricht auch 
der allgemeinen Entwicklung, die dahin geht, im 
Bereich der sozialen Leistungen keine Unter- 
schiede mehr zwischen landwirtschaftlicher Be- 
schäftigung und Beschäftigung in Industrie oder 
Gewerbe zu machen. Diese Auffassung hat u. a. 
ihren Niederschlag in Nr. 25 der Entschließung 
der Allgemeinen Konferenz der Internationalen 
Arbeitskonferenz in Genf (49. Tagung vom 2. bis 
25. Juni 1965) „über Agrarreform mit besonderer 
Berücksichtigung ihrer Auswirkungen auf Be- 
schäftigungs- und Sozialfragen" (Bundesarbeits- 
blatt 1965 S. 818) gefunden, in der es heißt: 

„Die Maßnahmen auf dem Gebiet der Sozialen 
Sicherheit sollten keine Unterscheidung zwi- 
schen Lohnempfängern in der Landwirtschaft 
und solchen in der Industrie treffen . . .". 

B 

1. Das Bundesverfassungsgericht hat in der Begrün- 
dung seines Beschlusses zu § 65 Abs. 2 AVAVG 
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ausgeführt, dem Gesetzgeber müsse die Entschei- 
dung überlassen bleiben, ob er „eine elastische 
Sonderregelung"' begründen wolle, die den An- 
gehörigen des genannten Personenkreises „die 
Teilhabe an der Arbeitslosenversicherung er- 
möglicht" oder ob er, „um ein Uberwiegen der 
schlechten Risiken zu vermeiden", die bis zum 
Inkrafttreten der sogenannten „Großen Novelle" 
zum AVAVG vom 23. Dezember 1956 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 1018 — geltende Versicherungs- 
pflicht dieser Arbeitnehmergruppe wiederum ge- 
setzlich festlegen wolle. 

Bei der durch die Sache gebotenen Dringlichkeit 
erscheint es nicht vertretbar, die Entscheidung 
zurückzustellen, bis die Bundesregierung einen 
umfangreicheren Entwurf einer Novelle zum 
AVAVG, an dessen Vorbereitung gearbeitet 
wird, vorlegen kann. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung kommt von den beiden genannten 
Alternativen nur die Beseitigung der Versiehe- | 
rungsfreiheit nach den §§59 und 65 AVAVG in j 
Betracht. Die freiwililge Teilnahme an der Ar- j 
beitslosenversicherung würde bei jedem Perso- | 
nenkreis, dem sie eingeräumt würde, zu einer | 
„negativen Risikoauslese" zu Lasten der Pflicht- | 
Versicherungsgemeinschaft führen. Daraus er- | 
klärt sich auch, daß die Privatversicherung zwar l 
Versicherungsschutz für den Fall der Krankheit | 
und die Möglichkeit zum Abschluß von Renten- 
versicherungen bereithält, hingegen keine Ver- | 
Sicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit an- 
bietet. I 

i 

Im übrigen würde die Einräumung einer freiwil- 
ligen Teilnahme an der Arbeitslosenversicherung i 
für einen bestimmten Personenkreis zur Folge 
haben, daß andere Personenkreise das gleiche 
Recht für sich verlangten. Damit würden aber die 
Grundlagen der Arbeitslosenversicherung, zu de- 
nen die allgemeine Versicherungspflicht gehört, 
erschüttert werden. 


2. Ob andere Vorschriften über die Versicherungs- 
freiheit in der Arbeitslosenversicherung — ins- 
besondere § 60 AVAVG (langfristige Arbeitsver- 
träge in der Landwirtschaft) — beibehalten wer- 
den können und sollen, wird im Rahmen der vor- 
erwähnten größeren Novelle zum AVAVG zu 
prüfen sein, die in dieser Legislaturperiode ein- 
gebracht werden soll. Das gleiche gilt für die 
Versicherungsfreiheit der Beschäftigung beim 
Ehegatten, die sich daraus ergibt, daß in der 
Krankenversicherung die Beschäftigung beim 
Ehegatten nicht versicherungspflichtig ist (§ 56 
Abs. 1 AVAVG in Verbindung mit § 175 RVO). 
Es können gewichtige Gründe dafür geltend ge- 
macht werden, den akzessorischen Charakter der 
Arbeitslosenversicherung gegenüber der Kran- 
kenversicherungspflicht für die Beschäftigung 
beim Ehegatten aufrechtzuerhalten, obwohl die 
beim Ehegatten Beschäftigten zwar der Kranken- 
versicherung (§ 176 Abs. 1 Nr. 1 RVO), nicht aber 
der Arbeitslosenversicherung freiwillig beitreten 
können. i 


II 

Zu Artikel II 

Zu Absatz 1 
Nummer 1 und 2 

Redaktionelle Änderungen, die nach der Aufhebung 
des § 59 AVAVG geboten sind. 

Nummer 3 

Durch die Streichung des § 59 AVAVG (Artikel I 
Nr. 2) werden die Vorschriften der §§ 1 und 2 der 
Ersten Durchführungsverordnung zum AVAVG ge- 
genstandslos; sie werden daher aufgehoben. 

Nummer 4 

Artikel X § 9 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018) ist durch Artikel VIII 
Abs. 2 Nr. 1 des Zweiten Anderungsgesetzes zum 
AVAVG vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 705) aufgehoben worden. An seine Stelle ist § 209 
Abs. 2 AVAVG getreten (Artikel I Nr. 28 des Zwei- 
ten Änderungsgesetzes zum AVAVG). 

Die Erste Durchführungsverordnung zum AVAVG 
gilt seit dem 1. Januar 1959 auch im Saarland (Arti- 
kel 3 § 18 Nr. 4 des Gesetzes Nr. 628 vom 18. Juni 
1958 — Amtsblatt des Saarlandes S. 1249). Die Vor- 
schrift des § 4 Abs. 2 der Ersten Durchführungsver- 
ordnung zum AVAVG ist somit überholt; sie wird 
daher gestrichen. 

Zu Absatz 2 

Die Anderungsverordnung vom 12. Januar 1965 ist 
nach der in Artikel II Nr. 3 des Entwurfs vorgesehe- 
nen Streichung des § 1 der Ersten Durchführungs- 
verordnung zum AVAVG gegenstandslos; sie wird 
daher aufgehoben. 

III 

Zu Artikel III 

Durch die Ubergangsvorschrift des Artikels III wird 
der Rechtszustand hergestellt, der sich ergeben 
hätte, wenn die §§ 59 und 65 Abs. 1 AVAVG vom 
Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig und 
nichtig erklärt worden wären. 

Die Rechtsfolgen, die sich aus der Aufhebung des 
§ 65 Abs. 2 AVAVG als Folge des Beschlusses des 
Bundesverfasungsgerichts vom 16. Februar 1965 zu 
§ 65 Abs. 2 AVAVG ergeben, brauchen nicht in der 
Ubergangsvorschrift geregelt zu werden. Sie richten 
sich nach den Vorschriften des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht. 

IV 

Finanzielle Auswirkungen 

Dem Bund, den Ländern und den Gemeinden ent- 
stehen durch die Ausführung des Gesetzes keine 
Kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Das AVAVG ist mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassen worden. 

Die Änderung eines mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassenen Gesetzes bedarf nach der vom 
Bundesrat ständig vertretenen Auffassung eben- 
falls seiner Zustimmung. 


2. Artikel V ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft.“ 

Begründung 

Das Gesetz kann frühestens am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft treten. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
hedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. Das ist hier nicht der Fall. 


Zu 2. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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